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Wie es begann …
Mitte 2011 wurde aus einer bis dahin 
überwiegend friedlichen Opposition 
ein bewaffneter Aufstand. Wesentliche 
Verantwortung hierfür trägt die syri-
sche Regierung, die massive Gewalt 
gegen Demonstranten einsetzte. Doch 
wurde die Opposition auch von aus-
ländischen Staaten dazu ermuntert, 
mit Waffengewalt einen Regimewech-
sel herbeizuführen. Diese Entschei-
dung aber war fatal, denn dadurch ver-
lor die Opposition ihre „demokratische 
Unschuld“ und wurde zur Bürger-
kriegspartei. Schon bald kämpften Re-
bellen mit ähnlich rücksichtslosen Me-
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thoden wie die Regierungskräfte. Ver-
geblich hatten nicht wenige Aktivisten 
der „Lokalen Koordinationskomitees“ 
vor diesem Schritt gewarnt. Sie setzten 
und setzen weiter auf gewaltlose Op-
position.

Ab Mitte 2011 wurde aus 
friedlichem Protest eine BEWAFFNETE 
Rebellion.
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Auswärtige Akteure lieferten groß-
zügig Waffen und Munition. Die USA, 
Frankreich und Großbritannien hielten 
sich im Hintergrund und räumten ihren 
Partnern in der Region (Katar, Saudi-
Arabien, Türkei) eine Führungsrolle ein, 
und zunehmend gerieten die syrischen 
Aufständischen in Abhängigkeit von ih-
ren Unterstützern. Wer sich deren Vor-
gaben nicht unterordnete, wurde fallen-
gelassen. 

Eine Demokratisierung Syriens stand 
nicht unbedingt auf der Agenda der Regi-
onalmächte. Die Türkei suchte die syri-
sche Muslimbruderschaft als ihren Juni-
orpartner an die Macht zu bringen. Die 
absoluten Monarchien Katar und Saudi-
Arabien waren ohnehin wenig an Demo-
kratisierung interessiert, sondern wollten 
Staatspräsident Baschar al-Assad stürzen 
und eine Iran-feindliche sunnitische Re-
gierung in Damaskus etablieren. In bei-
den Golfmonarchien ist der wahabitische 
Islam Staatsreligion, und es verwundert 
daher nicht, dass diese eng mit salafisti-
schen, nichtdemokratischen Rebellenor-
ganisationen wie Ahrar al-Sham oder 
Dschaisch al-Islam zusammenarbeite-
ten. Die demokratischen und gemäßig-
ten Rebellen gerieten dadurch jedenfalls 
ins Hintertreffen. Zunehmend strömten 
nun auch kampferprobte, gut bewaffnete 
Dschihadisten aus dem Ausland nach Sy-
rien. Katar, Saudi-Arabien und die Tür-
kei tolerierten dies, solange es dem 
Kampf gegen Assad nutzte. Fallweise ar-
beitete man sogar mit extremistischen 
Gruppierungen wie der zu al-Qaida ge-
hörenden al-Nusra-Front zusammen.

Westliche Akteure verloren bald die 
Kontrolle über die Unterstützungsnetz-
werke. Selbst leisteten sie nur in einge-
schränktem Umfang Militärhilfe, hielten 
Panzerabwehrlenkwaffen lange zurück 
und verweigerten grundsätzlich Boden-

Luft-Raketen. Ab 2014 versuchte man, 
zuverlässige und loyale Rebellenverbän-
de im Ausland neu aufzustellen, doch 
dieser Ansatz scheiterte. Schließlich be-
endeten die USA und Großbritannien im 
Juli bzw. September 2017 die Ausbildung 
und Unterstützung syrischer Rebellen.

Falsche Signale aus Libyen
Die Geschehnisse in Libyen hatten über-
zogene Erwartungen bei syrischen De-
monstranten geweckt. Dort hatten west-
liche Mächte auf der Grundlage einer 
von China und Russland mittels Enthal-
tung tolerierten Sicherheitsratsresoluti-
on zum Schutz der Zivilbevölkerung ein-
gegriffen. Die NATO-Operation inter-
pretierte das Mandat sehr weitgehend 
und agierte als „Luftwaffe der Rebellen“ 
beim Sturz der Regierung. Doch Libyen 
taugte nicht als Vorbild. Im Unterschied 
zu Syrien ist das Land strategisch ver-
gleichsweise unbedeutend, und Gaddafi 
konnte auf keine einflussreichen Unter-
stützer zählen. China und Russland wa-
ren über die Instrumentalisierung eines 
humanitären Mandats für einen Re
gimewechsel erbost und machten deut-
lich, in Syrien kein „zweites Libyen“ zu-
zulassen. Militärisch durchgesetzte 
Flugverbots- oder Schutzzonen hatten 
daher von Anfang an keine Aussicht auf 
Billigung im Sicherheitsrat. 

Der Westen überließ die Einfluss-
nahme und Unterstützung anfangs 
überwiegend den BEFREUNDETEN
Regionalmächten.
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Hinzu kam, dass der Sturz Gaddafis 
in Libyen ein Machtvakuum erzeugte, 
in dem sich rivalisierende Milizen bis 
heute bekämpfen. Dies führte dazu, 
dass USA, Frankreich und Großbritan-
nien Assad zwar zu schwächen suchten, 
vor dessen gewaltsamem Sturz aber zu-
rückscheuten. Den Rebellen gestanden 
sie daher nur begrenzte militärische Un-
terstützung zu.

Erfolgreiches Kalkül der Regierung
Die syrische Regierung setzte auf die 
militärische Konfrontation. Sie hatte 
den Vorteil einer einheitlichen Armee 
und einheitlicher Kommandostruktu-
ren. Die oppositionelle „Freie Syrische 
Armee“ (FSA) hingehen blieb weitge-
hend Wunschdenken. Es kämpften 
hunderte Rebellengruppen mit lokaler 
Verwurzelung und ohne gemeinsames 
Oberkommando. Diese konnten nie 
mehr als ein Drittel der Syrer hinter sich 
bringen. Unentschiedene Syrer waren 
nicht für einen Aufstand zu gewinnen, 
dessen Führer nicht bekannt waren und 
der zunehmend vom Ausland instru-
mentalisiert wurde.

Geschickt betrieb der aus der religiö-
sen Minderheitsgruppe der Alawiten 
stammende Regierungsclan eine Polari-
sierung entlang konfessioneller Linien. 
Man offerierte den religiösen Minderhei-
ten Schutz und erzeugte Furcht vor radi-
kalislamistischem Terror, mit dem man 
alle Rebellen summarisch identifizierte. 
Es sollte nicht lange dauern, bis die Pro-
phezeiung wahr wurde. Je länger der 
Krieg andauerte, desto stärker traten ra-
dikalsunnitische Rebellen in den Vorder-
grund und polarisierten ihrerseits mit 
konfessioneller Hetze. Damit wurden 
Gräben errichtet, die wohl erst durch 
langwierige Versöhnungsbemühungen 
wieder überwunden werden können. 

Die syrische Regierung erhielt erhebli-
che politische, militärische und finanziel-
le Unterstützung aus dem Iran und Russ-
land. Für Teheran ist die Landbrücke 
über Syrien in den Libanon von erstrangi-
ger strategischer Bedeutung. Sie dient der 
Unterstützung iranischer Stellvertreter im 
Libanon (Hisbollah) und in Palästina (Is-
lamischer Dschihad, Hamas). 2012 ent-
schied sich der Iran somit für einen um-
fassenden Beistand. Seine Aktivitäten 
waren von Landeskenntnis und sorgsa-
mer Planung geprägt, während die Unter-
stützung für die Rebellen wenig infor-
miert, mangelhaft koordiniert, nicht sel-
ten sprunghaft und von unterschiedli-
chen Zielvorgaben bestimmt war.

2015 gelang es der militärisch unter 
Druck geratenen syrischen Regierung, 
Russland zu einer Militärintervention zu 
bewegen. Für Moskau eröffnete sich da-
mit die Chance, seinen bestehenden Ein-
fluss im Nahen Osten (Marinebasis Tar-
tus in Syrien) zu erweitern sowie dschiha-
distische Kämpfer, die zum Teil aus Russ-
land eingesickert waren, außerhalb seines 
Staatsgebiets zu bekämpfen. Die russi-
sche Intervention sollte außerdem de-
monstrieren, dass Moskau von außen 
betriebenen Regimewechsel nicht duldet.

Wegmarken des Konflikts
International kaum wahrgenommen 
wurde im Sommer 2012 das „Stillhalte-
abkommen“ der Regierung mit den 

Die syrische REGIERUNG hatte 
auf lange Sicht militärisch und 
strategisch die Oberhand.
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PKK-nahen Kurden.1 Das Erscheinen 
einer dritten Konfliktpartei trug dazu 
bei, eine Konfliktlösung zu erschweren. 
Die Position der Rebellen wurde da-
durch in mehrfacher Hinsicht ge-
schwächt. Einerseits schieden kurdische 
Milizen als Verbündete aus, zweitens 
konnte die Regierung Armeeinheiten 
vom Norden an andere Fronten verle-
gen, drittens änderten sich mittelfristig 
die Prioritäten der Türkei. Statt Assad 
zu stürzen, suchte sie ab 2015 ein auto-
nomes oder gar unabhängiges kurdi-
sches Staatsgebilde zu verhindern.

US-Präsident Barack Obamas Absa-
ge seines angekündigten Vergeltungs-
schlags für den Fall eines Chemiewaf-
feneinsatzes (10.9.2013) führte zu Ent-
täuschung unter den Rebellen und ei-
nem Zulauf zu Islamisten und Dschiha-
disten. Katar, Saudi-Arabien und die 
Türkei nahmen nun weniger Rücksicht 
auf westliche Interessen und scheuten 
nicht vor einer Unterstützung radikaler 
Gruppierungen zurück. Obama übte er-
neut Zurückhaltung, als er im Septem-
ber 2016 nicht auf die Bombardierung 
eines VN-Hilfskonvois durch russische 
und syrische Kampfflugzeuge reagierte. 
Sein Nachfolger Donald Trump setzte 
sich davon ab, indem er nach einem er-
neuten Chemiewaffeneinsatz im April 
2017 einen Luftangriff gegen eine syri-
sche Luftwaffenbasis befahl. Doch er 
griff nur zu einer sehr begrenzten, eher 
symbolischen Repressalie. 

2014 verdrängte der im Irak entstan-
dene „Islamische Staat“ (IS) alle ande-
ren Rebellengruppen sowie die al-Qai-
da-treue al-Nusra-Front aus dem Osten. 
Damit kam eine vierte Kriegspartei hin-
zu, was die Lage weiter komplizierte. 
Obwohl der IS keinerlei Allianzen ein-
ging und alle Akteure attackierte, fügte 
er faktisch den Rebellen die größten 

Verluste zu. Außerdem änderten sich 
nun die Prioritäten westlicher Staaten. 
Statt gegen Assad vorzugehen, stand die 
Bekämpfung des IS im Vordergrund. 

Eine Kriegswende brachte im Septem-
ber 2015 die russische Militärinterventi-
on. Damit konterkarierte Moskau die 
letztmaligen gemeinsamen Anstrengun-
gen von USA, Frankreich, Großbritanni-
en, Katar, Saudi-Arabien und der Türkei 
zur Bildung schlagkräftiger Rebellenalli-
anzen. Mit Hilfe russischer Kampfflug-
zeuge und Militärberater sowie iranischer 
Stellvertretermilizen konnte die Regie-
rung das von ihr kontrollierte Territori-
um sukzessive erweitern. 

Zunächst sah es so aus, als ob Russ-
land und die USA nun gemeinsame Frie-
densverhandlungen organisieren wür-
den. Am 30. Oktober 2015 konstituierte 
sich die von beiden Mächten geführte 
International Syria Support Group, und 
am 18. Dezember wurde im Sicherheits-
rat einstimmig die Resolution 2254 ver-
abschiedet, die einen Übergangsfahrplan 
aufstellte. Doch Russland, der Iran und 
die Regierungskräfte nutzten den Aus-
schluss terroristischer Gruppen dazu, 
während der laufenden Verhandlungen 
den Krieg auch gegen die Rebellen fort-
zusetzen. Denn als terroristisch klassifi-
zierte Gruppen wie die al-Nusra-Front 
waren entweder mit gemäßigteren Rebel-

Ab 2014 griff der „ISLAMISCHE 
STAAT“ als vierte Kriegspartei und 
gemeinsamer Feind aller ein.
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len verbündet oder agierten in räumlicher 
Nähe von diesen. Mit der Rückeroberung 
von Ost-Aleppo (Dezember 2016), Ost-
Ghouta bei Damaskus (April 2018) und 
Daraa im Süden (Juli 2018) kontrollierte 
die Regierung wieder 58 % des Landes. 
Auf die PKK-nahen Kurden entfallen 
25 %, auf die Türkei und die letzte Rebel-
lenhochburg Idlib zusammen 11 %, auf 
den IS noch 6 %. 

Mit dem im Januar 2017 angestoße-
nen Astana-Prozess wurde ein neues 
Verhandlungsformat eingeführt, an 
dem die USA nur noch als Beobachter 
teilnehmen. Russland, der Iran und die 
Türkei positionieren sich als Vermittler. 
Behandelt werden militärische Fragen, 
während sich der fortdauernde Genfer 
Friedensprozess unter dem Schirm der 
VN politischen Fragen widmet. Die Ver-
einbarung von vier „Deeskalationszo-
nen“ führte zu partiellen Waffenstill-
ständen, doch setzten Russland, der 
Iran und die Regierungskräfte selektiv 
die Bekämpfung von Rebellengruppen 
fort, auch unter Verletzung von Deeska-
lationsvereinbarungen. 

Von Bedeutung war die neue Mäch-
tekonstellation auch deshalb, weil ihr 
die Türkei angehört. Zur Umorientie-
rung Ankaras hatten die Kurdenfrage 
sowie die zunehmenden Spannungen 
Ankaras mit dem Westen beigetragen. 
Russland möchte das NATO-Mitglied 
Türkei aus der westlichen Allianz her-
ausbrechen. Der geopolitische Vorden-
ker und Putin-Berater Alexander Dugin 
formulierte als Ziel einen „Mittleren Os-
ten ohne westliche Präsenz“. Für dieses 
Projekt „brauchen wir die Türkei und 
Iran als Alliierte“.2 Aufsehen erregte 
2018 der Beschluss der türkischen Re-
gierung, russische S-400-Flugabwehr-
systeme zu kaufen. Mit Unterstützung 
Russlands und des Irans und in Abstim-

mung mit den USA besetzte die Türkei 
von Januar bis März 2018 den zum kur-
dischen Selbstverwaltungsgebiet zäh-
lenden Distrikt Afrin in Nordwestsyri-
en. Zwar kann man noch nicht von einer 
Allianz der Türkei mit Russland und 
dem Iran sprechen, jedoch von einer Po-
litik der Äquidistanz, die inzwischen 
von Erdoğan offen propagiert wird.3

Derzeitige Lage
Mitte September 2018 stand die Offensi-
ve von Regierungskräften, Russland und 
dem Iran gegen die letzte Rebellenbasti-
on Idlib bevor. Hilfsorganisationen 
warnten vor einer humanitären Katas
trophe. Doch brachten Russland und die 
Türkei am 17. September eine Vereinba-
rung über eine entmilitarisierte Zone um 
Idlib zustande. Bis zum 10. Oktober soll-
ten alle schweren Waffen abgezogen, bis 
zum 15. Oktober alle Rebellen das Ge-
biet verlassen haben. Die Vereinbarung 
bringt freilich nur einen Aufschub der 
Entscheidung. Denn die syrische Regie-
rung drängt auf ein Niederkämpfen der 
letzten Rebellen, und diese haben keine 
weitere Rückzugsmöglichkeit. Zudem 
ist noch offen, ob sich die aus der dschi-
hadistischen al-Nusra-Front hervorge-
gangene Organisation Hajat Tahrir al-
Scham (HTS) an die Vereinbarung hal-
ten wird. Entweder wird es zu einem 
späteren Zeitpunkt zum Showdown 
kommen oder Idlib wird mit Rückende-

Die Türkei verfolgt eine Politik der 
ÄQUIDISTANZ.
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ckung des Westens und gegebenenfalls 
Russlands dem türkischen Besatzungs-
gebiet zugeschlagen werden. Diverse Re-
bellengruppen in Idlib sind mit Ankara 
verbündet, und türkische Soldaten ste-
hen bereits zusammen mit russischen 
Militärpolizisten als Garantiemacht an 
den Grenzen der entmilitarisierten Zone.

Im Norden und Osten ist der IS weit-
gehend niedergekämpft – von der „In-
ternationalen Allianz gegen den Islami-
schen Staat“, von den USA und verbün-
deten Kurden, aber auch von Russland, 
Iran und Regierungskräften. Doch man 
muss damit rechnen, dass sich IS-Reste 
im Untergrund neu formieren und zur 
verdeckten bzw. terroristischen Kriegs-
führung übergehen werden.

Es bleiben in Syrien folgende Akteure 
übrig, die jeweils bestimmte Zonen kon-
trollieren:

•	� Russland, syrische Regierung: Küs-
tenprovinzen Latakia und Tartus; ca. 
4.300 russische Soldaten; Marineba-
sis Tartus, Luftwaffenbasis Hmei-
mim, rund 20 weitere Positionen.

•	� Iran, syrische Regierung: Linie Daraa 
/ Damaskus / Homs / Aleppo bis zum 
westlichen Euphratufer, möglicher-
weise bis zu 20.000 iranische Revolu-
tionsgardisten und Soldaten mit ca. 
60.000 schiitischen Milizionären un-
ter ihrem Kommando; drei größere 
Stützpunkte in Azzan bei Aleppo, 
Homs (Luftwaffenbasis T4) und al-
Kiswah südlich von Damaskus sowie 
sieben kleinere Basen; Iran demen-
tiert freilich militärische Stützpunkte 
in Syrien und räumt nur Militärbera-
ter ein4.

•	� Türkei, FSA-Rebellen: von der tür-
kisch / syrischen Grenze bis zum 
westlichen Euphrat-Ufer (Distrikte 

Afrin, Dscharablus, Al Bab im Gou-
vernement Aleppo); Zahl türkischer 
Soldaten unbekannt; wichtige Stütz-
punkte Al-Bab, Al-Rai, Akhtarin und 
Dscharablus. 

•	� USA, Frankreich und YPG-Kurden 
nebst arabischen und turkmenischen 
Milizen (zusammenfassend als Sy-
risch-Demokratische Kräfte (SDF) 
bezeichnet): vom östlichen Euphrat-
Ufer bis zur syrisch / irakischen 
Grenze; 1.500-2.000 US-Soldaten 
und 100 französische Soldaten; zwei 
US-Luftwaffenbasen in Kharab As-
heq und Rmeilan sowie acht weitere 
US-Basen5.

•	� USA, Großbritannien, Rebellengrup-
pen: ein Gebiet in der syrischen Wüs-
te nördlich des Länderdreiecks Syrien 
/ Jordanien / Irak; Zahl der Soldaten 
unbekannt; im Zentrum die Militär-
basis al-Tanf zuzüglich eines Gebiets 
im Radius von 55 Kilometern.

Die türkisch kontrollierte Zone soll die 
Entstehung eines kurdischen Staatswe-
sens verhindern. Durch die Ansiedlung 
arabischer Flüchtlinge und die Flucht 
kurdischer Einwohner werden die de-
mografischen Verhältnisse verändert. 
Neue Schulen werden gegründet, die 
Türkisch unterrichten und dem türki-
schen Erziehungsministerium unterste-
hen. Sehr aktiv ist in Nordwestsyrien 
auch die türkische Religionsbehörde Di-

In möglichen Ansprüchen der Türkei 
auf syrisches Gebiet liegen die
WURZELN neuer Territorialkonflikte.
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yanet, die Moscheen repariert und Ima-
me entsendet. Erdogan deutet potenziel-
le Gebietsansprüche in Syrien und im 
Irak an. Er verkündete am 10. Novem-
ber 2016 zum Todestag von Staatsgrün-
der Mustafa Kemal Atatürk: „Wir wer-
den nicht Gefangene auf 780.000 Quad-
ratkilometern sein”6. Damit könnte sich 
ein künftiger Territorialkonflikt zwi-
schen Syrien und der Türkei anbahnen.

Die US-amerikanisch / französische 
Einflusszone im Osten bildet einen 
Sperrriegel gegen Versuche des Irans, 
über Syrien einen Landkorridor zum 
Mittelmeer zu etablieren. Auch bietet sie 
Kurden Schutz vor einem Vordringen 
türkischer bzw. syrischer Militärs. Im 
Fall von Afrin leisteten die USA ihnen 
jedoch keinen Beistand, sondern tole-

rierten die türkische Invasion. In der 
Zone östlich des Euphrats befindet sich 
der Großteil der syrischen Ölvorkom-
men. Dies könnte die Regierung dazu 
verleiten, ihre Wiedereroberung zu ver-
suchen. Doch haben die USA Ende 2017 
bekräftigt, auch nach Niederkämpfung 
des IS die Unterstützung für die SDF auf-
rechtzuhalten. Anfang 2018 kündigte 
Washington an, 30.000 Mann „Grenz-
schutzkräfte“ in Ostsyrien aufzustellen, 
was sowohl die syrische wie auch die 
türkische Regierung verurteilte. Inzwi-
schen hat US-Außenminister Rex Tiller-
sen die Ankündigung wieder relativiert.

Der US-amerikanisch / britische Mi-
litärstützpunkt al-Tanf diente ursprüng-
lich der Ausbildung von Rebellen sowie 
als Ausgangspunkt für die Bekämpfung 
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des IS. Als Bastion gegen eine iranische 
Präsenz in Südsyrien hätte er weiterhin 
Bedeutung, doch wird inzwischen auch 
über eine Räumung spekuliert. Frühere 
Gedankenspiele, das Gebiet zu einer bis 
zu den Golanhöhen reichenden US-
amerikanisch / britisch / saudisch / isra-
elischen Einflusszone auszuweiten, sind 
durch den Kriegsverlauf des Jahres 2018 
obsolet geworden.

Saudi-Arabien und Katar sind in Sy-
rien keine relevanten Akteure mehr. Zu 
den Astana-Verhandlungen wurden sie 
nicht eingeladen. Seit 2017 sind beide 
Staaten wegen ihrer unterschiedlichen 
Haltung gegenüber der Muslimbruder-
schaft und gegenüber dem Iran verfein-
det, und Katar ist vollauf damit beschäf-
tigt, das Embargo arabischer Golfstaa-
ten zu unterlaufen. Saudi-Arabien kon-
zentriert sich seit 2015 auf seine gegen 
den Iran gerichtete Militärintervention 
im Jemen. Auch sucht man, dem Erz-
feind Iran zusammen mit den USA und 
Israel global entgegenzutreten. In Syrien 
hat sich Saudi-Arabien damit abgefun-
den, dass Assad an der Macht bleibt.7 
Man will ihn jedoch mit dem Angebot 
von Wiederaufbauhilfe vom Iran ab-
bringen. Außerdem unterstützt Riad die 
USA, Frankreich und die SDF östlich 
des Euphrats und bietet die Entsendung 
von Truppen an, gegebenenfalls als Er-
satz für US-Truppen, deren Abzug von 
Präsident Trump angestrebt wird.8

Israel agiert aus dem Hintergrund. 
Die Regierung Netanjahu hielt sich lan-
ge im Syrien-Konflikt zurück und setzte 
auf einen möglichst lange dauernden 
Krieg mit größtmöglicher Schwächung 
aller syrischer Kriegsparteien. Denn so-
wohl ein vom Iran unterstützter Sieg As-
sads wie auch dessen Sturz durch radi-
kalsunnitische Kräfte hätten Sicher-
heitsrisiken für Israel mit sich gebracht. 

Als „rote Linie“ wurde die Weitergabe 
von High-Tech- oder Massenvernich-
tungswaffen an die in Syrien kämpfende 
Hisbollah betrachtet. Wenn dies drohte, 
griff Israel zu gezielten Luftschlägen. 
Den mit dem Syrien-Krieg verbundenen 
Aufmerksamkeitsverlust für den israe-
lisch-palästinensischen Konflikt nutzte 
die Regierung Netanjahu dazu, die Sied-
lungspolitik in den besetzten palästi-
nensischen Gebieten voranzutreiben 
und vollendete Tatsachen für eine oktro-
yierte Friedenslösung zu schaffen. Mit 
der Hilfe von US-Präsident Trump will 
man dieses Ziel nun erreichen.

Die auswärtigen Akteure bestimmen 
heute das Geschehen. Die politischen 
Bestrebungen der Syrer sind nur noch 
von zweitrangiger Bedeutung. Doch 
wird langfristige Stabilität nur durch 
eine allen Bevölkerungsgruppen Rech-
nung tragende Friedensordnung mög-
lich sein.

Droht ein bewaffneter  
internationaler Konflikt?

Der Rückzug des IS schuf ein Vakuum, 
das unterschiedliche Akteure zu beset-
zen versuchten. So rückten im Februar 
2017 von Norden türkische Soldaten 
und verbündete FSA-Rebellen auf die 
Stadt al-Bab vor, gleichzeitig von Wes-
ten kurdische und arabische SDF-Mili-

Langfristige STABILITÄT braucht 
eine bevölkerungsgruppengerechte 
Friedensordnung.
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zen sowie US-Spezialkräfte, von Süden 
syrische Regierungskräfte, Hisbollah-
Kämpfer und iranische Revolutionsgar-
disten. Es kam zu ersten Scharmützeln. 
Schließlich nahmen türkische Soldaten 
und ihre Verbündeten die Stadt ein.

Im Februar 2018 kündigte die Tür-
kei an, in das östlich von al-Bab gelege-
ne Manbidsch vorzurücken, wo neben 
SDF-Kräften auch US-Soldaten statio-
niert sind. Jedem, der sich den Türken 
in den Weg stellen würde, drohte 
Erdoğan eine „osmanische Ohrfeige“ 
an.9 Doch es kam zu einer Einigung. In 
Absprache mit Washington rückten tür-
kische Einheiten von Afrin nach Osten 
vor, ohne aber Manbidsch einzuneh-
men. Am 18. Juni fand eine gemeinsame 
US-amerikanisch / türkische Patrouille 
an der Demarkationslinie statt. Gemäß 
dem syrisch-turkmenischen Journalis-
ten Hüsnü Mahalli billigte die Türkei im 
Gegenzug den USA eine Einflusszone 
östlich des Euphrats zu, wo sie die 
60.000 bis 80.000 Mann starken kurdi-
schen Milizionäre einhegen sollen. Von 
der angekündigten türkischen Militä-
roffensive östlich des Euphrats war zu-
nächst keine Rede mehr, nun spricht 
Erdogan wieder davon.10

Im Osten kam es bei der Wiederer-
oberung von IS-Territorium zu einem 
Wettlauf zwischen USA / SDF und 
Russland / Iran / syrische Regierung. 
Am 7. Februar 2018 griffen bei Khas-
ham (Provinz Deir e-Zour) rund 500 
Regierungssoldaten und private russi-
sche Militärdienstleister der „Gruppe 
Wagner“ eine SDF-Stellung an. US-
Kampfflugzeuge, US-Hubschrauber 
und von US-Soldaten bediente Artille-
riegeschütze töteten über 100 Angreifer, 
darunter eine größere Zahl Russen.11 
Inzwischen haben sich Russland und 
die USA über eine Respektierung der 

Euphrat-Demarkationslinie verständigt. 
Im Süden droht eine militärische 

Konfrontation zwischen Israel einerseits 
sowie iranischen Revolutionsgarden 
und Hisbollah-Kämpfern andererseits. 
Israel fürchtet, künftig vom Iran und der 
Hisbollah aus zwei Richtungen (Liba-
non und Südsyrien) in die Zange ge-
nommen zu werden. Am 10. Mai 2018 
behauptete Israel, dass iranische Kräfte 
aus Syrien rund 20 Raketen auf die Go-
lanhöhen abgefeuert hätten. Daraufhin 
wurden Dutzende angeblich iranische 
Militäranlagen im Süden Syriens von is-
raelischen Kampfflugzeugen zerstört. 
Israel baut auf seine guten Beziehungen 
zu Russland, um ein befriedigendes Ar-
rangement zu erreichen. Man ist an-
scheinend bereit, Regierungsoffensiven 
östlich der Golanhöhen zu tolerieren, 
sofern Russland durch Militärposten 
garantiert, dass weder iranische noch 
Hisbollah-Einheiten näher als 80 Kilo-
meter an die Golan-Demarkationslinie 
heranrücken.12 Israel fürchtet freilich, 
dass der Iran mittelfristig nach dem Vor-
bild des Libanons eine „nichtstaatliche“ 
antiisraelische Stellvertretermiliz in 
Südsyrien etabliert.

Wie sensibel die Lage ist und wie 
schnell sich zwischenstaatliche Kon
stellationen ändern können, dokumen-
tiert der versehentliche Abschuss eines 
russischen Aufklärungsflugzeugs (15 
getötete Soldaten) durch die syrische 

In Syrien ist ein KAMPF aller aus-
wärtigen Akteure um Einfluss und 
Gebiete entbrannt.
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Luftabwehr am 18. September. Eigentli-
ches Ziel waren in den syrischen Luft-
raum eingedrungene israelische Kampf-
flugzeuge gewesen. Zur massiven Verär-
gerung Israels beschloss Russland dar-
aufhin, die syrische Armee unverzüg-
lich mit dem modernen S-300-Luftab-
wehrsystem auszustatten. Moskau hat-
te die 2013 vereinbarte Lieferung jahre-
lang mit Rücksicht auf Israel zurückge-
halten. 

Im Fall einer Regierungsoffensive auf 
Idlib droht ein weiterer bewaffneter Kon-
flikt zwischen auswärtigen Akteuren, 
denn die Regierung in Damaskus hat die 
Wiedereroberung des gesamten Staatsge-
biets angekündigt. Einer sich anschlie-
ßenden Operation zur Vertreibung der 
Türkei aus Afrin, Dscharablus und al-
Bab könnten sich kurdische und arabi-
sche SDF-Kräfte anschließen. Wie auch 
im Fall von Idlib wird viel davon abhän-
gen, ob die Astana-Partner Türkei, Russ-
land und Iran einen Kompromiss finden, 
den die (faktisch abhängige) syrische Re-
gierung mittragen müsste. 

Wechselseitig vereinbarte Einfluss-
zonen als Übergangslösung?

Es deutet sich eine Vierteilung Syriens 
an: eine russische und eine iranisch do-
minierte, jeweils von Assad regierte 
Zone, eine türkische kontrollierte Zone 
im Nordwesten sowie eine Einflusszo-
ne der USA östlich des Euphrats. Die 
beiden nicht von Assad regierten Zo-
nen können verfolgten Bevölkerungs-
gruppen Zuflucht bieten. Es besteht je-
doch auch die Gefahr, dass die jeweils 
herrschenden Kräfte die „Säuberung“ 
ihrer Zonen von unerwünschten Bevöl-
kerungsgruppen fortsetzen werden. So 
wurde der syrischen Regierung und 
dem Iran vorgeworfen, Schiiten aus 
dem Ausland in Wohngebieten vertrie-

bener sunnitischer Einwohner anzusie-
deln. Mit der Türkei verbündeten ara-
bischen und turkmenischen Milizen 
wurde angelastet, Kurden in die Flucht 
geschlagen und sich deren Eigentum 
angeeignet zu haben. Auch die PKK-
nahen Kurden wurden beschuldigt, 
arabische und turkmenische Einwoh-
ner vertrieben zu haben, um ein mehr-
heitlich kurdisch besiedeltes, territorial 
konsolidiertes Gebiet in Nordsyrien zu 
schaffen.

Die Schaffung von Einflusszonen 
könnte einen verlustreichen „End-
kampf“ vermeiden und einen belastba-
ren Waffenstillstand herstellen. Damit 
wäre eine Voraussetzung für Friedens-
gespräche zwischen den syrischen Kon-
fliktparteien geschaffen. Ein Vorteil 
wäre auch, dass die problematischste 
Streitfrage, nämlich „Bleibt Assad oder 
muss er gehen?“, erst einmal vertagt 
würde. Die übergangsweise Aufteilung 

Syriens und die (nach Möglichkeit freie) 
Wahl lokaler und regionaler Verwaltun-
gen in der türkischen bzw. US-amerika-
nischen Einflusszone könnten als Vor-
bild für eine spätere Dezentralisierung 
bzw. Föderalisierung Syriens dienen.

Natürlich besteht die Gefahr, dass 
sich diese Aufteilung verstetigt und 
schließlich zur territorialen Desintegra-
tion Syriens führt. Ein Rezept für erfolg-

EINFLUSSZONEN könnten für 
einen dauerhaften Waffenstillstand
sorgen.
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versprechende Konfliktlösung ist eine 
Landteilung nicht, denn auch nach mas-
senweiser Flucht und Vertreibung sind 
noch keine exklusiven Gebiete für be-
stimmte Bevölkerungsgruppen entstan-
den. Außerdem schaffen neue Grenzen 
meist auch neue Probleme. Schließlich 
könnte sich der Sezessionsvirus in der 
Region ausbreiten. So würde ein unab-
hängiger kurdischer Staat in Nordsyrien 
gleichgerichtete Sezessionsbestrebun-
gen im Irak, im Iran und in der Türkei 
anfachen.

Möglicherweise gerät nun der Frie-
densprozess wieder in Bewegung. Als 
Pendant zur „Astana-Gruppe“ (Russ-
land, Iran, Türkei) hat sich eine „Kleine 
Gruppe“ (USA, Deutschland, Frank-
reich, Großbritannien, Ägypten, Jorda-
nien, Saudi-Arabien) zusammengefun-
den. Es wurde eine Übereinkunft darü-
ber erzielt, dass zeitnah ein 150-köpfi-
ges Verfassungskomitee (ein Drittel Re-
gierungsanhänger, ein Drittel Oppositi-
onelle, ein Drittel Unabhängige) unter 
Führung der UNO zusammentreten 
sollen. Der UN-Gesandte für Syrien, 
Staffan de Mistura, kündigte freilich 
überraschend seinen Rücktritt zum No-
vember 2018 an. 

Friedensverhandlungen wären dann 
besonders erfolgversprechend, wenn 
sich die beiden stärksten auswärtigen 
Mächte USA und Russland als Vermitt-
ler zusammentun, wie 2015 angedacht, 
aber nicht zu Ende geführt. Denn auch 
Russland dürfte kein Interesse daran 
haben, den Krieg bis zum bitteren Ende 
auszufechten und dabei bewaffnete 
Auseinandersetzungen mit den USA 
oder der Türkei zu riskieren. Die russi-
schen Ressourcen sind begrenzt. Starke 
Verluste unter russischen Soldaten wä-
ren in der Heimat nicht populär. Für 
den Wiederaufbau Syriens werden hohe 

Summen benötigt, die ohne Unterstüt-
zung des Westens nicht aufzutreiben 
sind. Schließlich dürfte Russland auch 
nicht daran interessiert sein, dass der 
derzeitige Partner Iran zu großen Ein-
fluss erhält. Denn gerade wird auch ein 
Machtkampf zwischen Moskau, Tehe-
ran und Ankara um die Vormachtstel-
lung im Nahen und Mittleren Osten 
ausgetragen. 

Ohne den Iran wird eine Friedenslö-
sung in Syrien aber nicht möglich sein. 
Mit allen auswärtigen Akteuren teilt er 
das Ziel der Stabilisierung Syriens und 
der Bekämpfung des Dschihadismus. 
Doch es ist fraglich, ob die USA bereit 
sein werden, den Iran als Partner für 
eine Friedenslösung in Syrien zu akzep-
tieren. Die am 18. Dezember 2017 ver-
abschiedete „Nationale Sicherheitsstra-
tegie“ der USA erhebt den Kampf gegen 
den Iran zur strategischen Priorität.13 
Die Islamische Republik wird als 
„Schurkenstaat“ und „Förderer von Ter-
rorismus“ bezeichnet, deren Einfluss 
weltweit zu bekämpfen ist. Mit der Auf-
kündigung des Nuklearabkommens 
und der Wiederinkraftsetzung umfas-
sender Finanz- und Energiesanktionen 
startete Präsident Trump 2018 einen 
Wirtschaftskrieg gegen den Iran. Offen-
bar spekuliert er darauf, dass innere Un-
ruhen zum Regimewechsel in Teheran 
führen. Es ist derzeit kaum vorstellbar, 
dass Trump bereit sein wird, seinen von 
Israel und Saudi-Arabien unterstützten 

Frieden und Stabilisierung in Syrien 
sind ohne den IRAN nicht machbar.
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Kurs zu ändern und dem Iran in Syrien 
entgegenzukommen. Wahrscheinlich 
werden wir daher für längere Zeit einen 
durch Einflusszonen abgesicherten „fro-
zen conflict“ in Syrien erleben. Wieder-
aufbau und teilweise Flüchtlingsrück-
kehr werden möglich sein, ein tragfähi-
ges Friedensabkommen aber noch auf 
sich warten lassen.  ///

/// �DR. MARTIN PABST
ist Politikwissenschaftler und Leiter des 
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